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die „Blätter für Schulrecht“ im Umfange von vier Seiten. Schriftl. 


Sur Frage der Anſtellung diſſidentiſcher 
Lehrer in Preußen. 
H. Roſin. 

Preußen hat noch kein Lehreranſtellungsgeſetz, vielmehr 
gelten für die Anſtellung die 88 58—62 des Volksſchulunter⸗ 
haltungsgeſetzes und 8 51 des Volksſchullehrerdienſteinkommen⸗ 
geſetzes. Nach 8 55 des Schulunterhaltungsgeſetzes kommen 
für die Anſtellung lediglich evangeliſche und katholiſche Lehr⸗ 
kräfte in Betracht, denn es heißt da: „Die öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen ſind in der Regel ſo einzurichten, daß der Unterricht 
evangeliſchen Kindern durch evangeliſche Lehrkräfte, katholiſchen 
Kindern durch katholiſche Lehrkräfte erteilt wird.“ Aus der 
Begründung zu dieſem Paragraphen geht deutlich hervor, daß 
die Worte „in der Regel“ nicht etwa bedeuten ſollen, es können 
unter Umſtänden auch andere als evangeliſche oder katho⸗ 
liſche Lehrer angeſtellt werden, ſondern ſie wollen lediglich be⸗ 
ſagen, daß auch in einzelnen Fällen Schulkinder in einer Klaffe 
ſitzen dürfen, die nicht mit dem Lehrer oder der Lehrerin 
gleichen Bekenntniſſes ſind. Eine Ausnahme zu 8 35 bildet 
der § at, in dem es heißt: „Die Vorſchriften der SS 55 bis 40 
beziehen ſich nicht auf die lediglich für den techniſchen 
Unterricht (Zeichnen, Turnen, Handarbeit, Hauswirtjchaft) 
angeſtellten oder anzuſtellenden Lehrkräfte“; aber auch dieſe 
Ausnahmebeſtimmung bedeutet nach den Verhandlungen über 
das Schulunterhaltungsgeſetz nur, daß für dieſen techniſchen 
Unterricht an katholiſchen Schulen auch evangeliſche Lehrkräfte 
und an evangeliſchen auch katholiſche beſchäftigt werden können, 
an diſſidentiſche Perſonen hat damals niemand gedacht. 
Nach der Begründung zu $ 55 find unter „evangeliſch“ und 
„katholiſch“ nur zu verſtehen die Mitglieder der öffentlich auf⸗ 
genommenen privilegierten Kirchengeſellſchaften der evange- 
liſchen und katholiſchen Kirche, ſodann die Mitglieder der kon⸗ 
zeſſionierten Hirchengeſellſchaften wie die Herrenhuter, die 
Böhmiſchen Brüdergemeinden und die Altlutheraner, ferner 
die ſogenannten geduldeten Religionsgeſellſchaften wie die 
Mennoniten uſw. Es muß auffällig erſcheinen, daß bei den 
damaligen Verhandlungen von keiner Seite diſſidentiſche 
Lehrer erwähnt worden ſind und daß ſelbſt in der Petition der 
„Freireligiöſen“ Gemeinde nur Gewiſſensfreiheit für die El⸗ 
tern diſſidentiſcher Kinder verlangt wird, aber man darf nicht 
vergeſſen, daß damals ein aus der Kirche ausgetretener Lehrer 
weder für die Regierung noch für die rechtsſtehenden Parteien 
und das Sentrum in Frage kam. Es iſt ſchon bezeichnend, daß 
es von den Liberalen nicht durchgeſetzt werden konnte, die 
diſſidentiſchen Kinder vom Religionsunter⸗ 
richt zu befreien, und daß jüdiſche Lehrer nur ſoweit an⸗ 
geſtellt werden ſollten, als ein Bedürfnis für die Er⸗ 
teilung jüdiſchen Keligionsunterrichts vorlag. Chriftlid- 
jüdiſche Simultanſchulen ſollten nur da als vor⸗ 
handen anerkannt werden, wo ſich jüdiſche und chriſtliche 
Sozietäten zu einer Schule vereinigt hätten, wie in den Be⸗ 
zirken Marienwerder, Poſen, Bromberg, Oppeln und Arnsberg. 

Hält man ſich dieſe Tendenz des Volksſchulunterhaltungs⸗ 
geſetzes vom 28. Juli 1906 vor Augen, dann wird die 
ſchwankende Haltung der Preußifchen Regierung nach Erlaß 
der Reichsverfaſſung verſtändlich. Nach Art. 136 Abf. 2 der 
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Reichsverfaflung iſt zwar die Zulaffung zu öffentlichen Aemtern 
unabhängig von dem religiöſen Bekenntnis, damit im Zus 
ſammenhange ſteht aber offenbar Abſ. 5, daß die Behörden 
das Recht haben, nach der Zugehörigkeit zu einer Religions- 
geſellſchaft zu fragen, ſobald davon Rechte und Pflichten 
abhängen. Das Danachfragen hat doch nur dann einen Sinn, 
wenn die Behörden aus der Antwort auch Folgerungen ziehen 
wollen,“) d. h. wenn ſie beiſpielsweiſe einem diſſidentiſchen 
Lehrer erklären: Als Diſſident kannſt du nach dem Volks- 
ſchulunterhaltungsgeſetz weder an einer preußiſchen konfeſſio⸗ 
nellen Schule noch an einer Simultanſchule als Lehrer an⸗ 
geſtellt werden, und da die ſogenannten Sammelſchulen 
juriſtiſch auch als konfeſſionelle Schulen gelten — man hat 
leider noch niemals den Verſuch gemacht, ihnen wenigſtens 
den Charakter als Simultanſchulen zu geben — ſo 
wäre, ſtreng genommen, ihre Anſtellung auch an Sammel⸗ 
ſchulen unzuläſſig. Trotzdem hat die Preußiſche Regierung von 
1919 bis Anfang 1928 zwar nicht diſſidentiſche Junglehrer 
als Beamte angeſtellt, auch nicht an Sammelſchulen oder 
Simultanſchulen, aber ſie hat Lehrer, die an konfeſſionellen 
Schulen wirkten und aus der Kirche austraten, an ſolchen 
Schulen belaſſen, ſolange nicht ſeitens der Gemeinde oder 
der Religionsgejellichaften Widerſpruch dagegen erhoben wurde. 
Als aber nach dem Scheitern des Keichsſchulgeſetzentwurfs von 
1927 ſich die Unmöglichkeit ergab, in nächſter Zeit die Schul⸗ 
fragen nach der konfeſſionellen Seite hin zu löſen, verſuchte die 
Preußiſche Regierung, die ihre ganze Kraft für das Zuſtande⸗ 
kommen eines der Derfaffung entſprechenden Reichsſchulgeſetzes 
eingeſetzt hatte, es nicht länger ertragen zu können, daß die 
diſſidentiſchen Schulamtsbewerber grundſätzlich von der An⸗ 
ſtellung ausgeſchloſſen werden. Sie hat deshalb in einer geringen 
Anzahl von Fällen die Wahl von Schulamtsbewerbern, die 
einer Keligionsgeſellſchaft nicht angehörten, unter der Dor- 
ausſetzung beſtätigen laſſen, daß eine zeitliche Bevor⸗ 
zugung dieſer Bewerber nicht ſtattfand und daß ihre 
Tätigkeit auf Sammelklaſſen beſchränkt blieb. Offenbar 
ſtützte fie ſich dabei auf die ſchon erwähnten Worte 
„in der Regel“ in § 55 des Schulunterhaltungsgeſetzes. Das 
fortwährende Anrennen der Deutſchnationalen und des 


*) Anſchütz geht in feiner „Verfaſſung des Deutſchen 
Reiches“ auf dieſen Punkt ziemlich ausführlich ein. Er ſchreibt 
(tt. Aufl., S. 545): „Die zuſtändige Behörde iſt alſo befugt, den 
Anwärter auf eine Lehrerſtelle an einer katholiſchen oder evan⸗ 
geliſchen Volksſchule, bevor ſie ihn anſtellt, nach ſeiner Zugehörigkeit 
zu der betreffenden Religionsgeſellſchaft zu fragen. Mehr zu 
fragen, d. h. die religiöſen Ueberzeugungen des Anwärters durch 
Ausfragung zu erforſchen, iſt ſie auch in dieſem Falle nicht befugt. 
Auch nicht auf Grund von landesrechtlichen Normen, wie 
Art. 5 § 1 des Bayeriſchen Nonkordats mit dem Päpſtlichen Stuhl 
und Art. 5 des Dertrages zwiſchen dem Baperiſchen Staat und der 
Evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche rechts des Rheins, wonach der Untere 
richt an den katholiſchen (evangeliſchen) Volksſchulen nur ſolchen 
Lehrkräften anvertraut wird, die „geeignet und bereit ſind, in ver⸗ 
läſſiger Weiſe in der katholiſchen (evangeliſchen) Religions- 
lehre zu unterrichten und im Geiſte des katholiſchen (evangeliſchen) 
Glaubens zu erziehen.“ Uebrigens hat auch die bis 1919 gültige alte 
Preußiſche Verfaſſung gleich den Derfaffungen faſt aller 
anderen deutſchen Staaten die Anſtellungsberechtigung der Befähigten 
für alle Beamtenſtellen ohne Rüdficht auf die Zugehörigkeit zu einer 
Religionsgefellfchaft enthalten. Art. 4 lautete in Satz 2: „Die 
öffentlichen Aemter find, unter Einhaltung der von den Geſetzen feſt⸗ 
geſtellten Bedingungen, für alle dazu Befähigten gleich zugänglich.“ 
Das Schulunterhaltungsgeſetz hat trotzdem die Anſtellung von Diſſi⸗ 
denten als Lehrer nicht zugelaſſen, ja die Regierung hat nicht einmal 
die Wahl von Diſſidenten für die Schulvorſtände und Schul- 
deputationen geftättet 
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Zentrums gegen dieſe Auffaſſung hat dann aber ſehr ſchmell 
dazu geführt, daß ſie von dieſer Praxis wieder abwich. Da die 
deutſchnationale Landtagsfraktion auf Grund 
des Art. 19 der Reichsverfaſſung eine Entſcheidung des Staats⸗ 
gerichtshofs darüber herbeigeführt willen wollte, ob die Ein⸗ 
richtung von Sammelſchulen und die Anſtellung diſſidentiſcher 
Lehrer verfaſſungsrechtlich zuläſſig iſt, erließ der Unterrichts⸗ 
minifter unter dem 14. Juni 1928 eine Verfügung (ſiehe Schul⸗ 
recht 1928, S. 66), in der ganz genau die Errichtung von 
Sammelklaſſen behandelt wurde. Auf die Anſtellung von 
Diſſidenten als Cehrer an ſolchen Klaffen iſt er dabei nicht ein⸗ 
gegangen. Die Regierung glaubte aber jetzt nicht mehr die 
Beſtätigung ausfprechen zu dürfen, um nicht durch Derwal- 
tungsakte kurz vor Erlaß der Entſcheidung des Gerichtshofes 
dieſer vorzugreifen. Am 14. Juni 1950 fiel dann die Ent⸗ 
ſcheidung des Staatsgerichtshofes bezüglich des Klageantrages 
der deutſchnationalen Landtagsfraktion (Allg. D. Lehrer zeitung 
1950, S. 529, Schulrecht S. 62), daß die Anſtellung diſſi⸗ 
dentiſcher Lehrer im öffentlichen Schuldienſt in Widerſpruch 
ſtehe mit § 41 des Schulunterhaltungsgeſetzes, wenn dieſen 
Lehrern nicht ausdrücklich die Verpflichtung auferlegt werde, 
daß ſie nur techniſchen Unterricht erteilen dürfen. Der 
Staatsgerichtshof war in eine ſachliche Behandlung der 
Streitfrage aber gar nicht eingetreten, ſondern wies den Antrag 
der Deutſchnationalen einfach ab, weil er hierfür nicht zuſtändig 
ſei. Immerhin entnahm die Preußiſche Regierung daraus, daß 
ihre bisherige Auffaſſung über die Anſtellung diſſidentiſcher 
Lehrer zweifelhaft ſei, und deshalb faßte das Preußiſche Staats⸗ 
miniſterium den Beſchluß, im geſamten preußiſchen 
Staatsgebiet (der Unterrichtsminiſter hatte es nur für 
Berlin und den Regierungsbezirk Arnsberg getan) die 
Anſtellungdiſſidentiſcher Lehrer zuſperren. 
Seit dieſer Zeit find Diſſidenten nicht mehr als Volksſchul⸗ 
lehrer angeſtellt worden. Damit fiel auch die Zuſage, die der 
Unterrichtsminiſter den den diſſidentiſchen Schulamtsbewerbern 
naheſtehenden Organiſationen gegeben hatte, und die dahin 
ging, die Aufhebung der Sulaſſungsſperre zu veranlaſſen. 
Jetzt verſuchte der diſſidentiſche Schulamtsbewerber K. 
aus Neukölln auf dem Klagewege das Ziel zu erreichen. Er 
war am 1. November 1950 von der Schuldeputation des 
Bezirkes Neukölln zum beamteten Lehrer gewählt, vom 
Provinzialſchulkollegium Berlin auf Anweiſung des Miniſters 
aber nicht beſtätigt worden. Der preußiſche Unterrichtsminiſter 
wurde nach 8 825 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
ſchadenerſatzpflichtig gemacht. Dieſer Paragraph 
lautet: „Wer vorſätzlich oder fahrläſſig das Leben, den Körper, 
die Geſundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein ſonſtiges 
Recht eines andern widerrechtlich verletzt, iſt dem andern zum 
Erſatze des daraus entſtehenden Schadens verpflichtet. Die 
gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein 
dem Schutze eines andern bezweckendes Geſetz verſtößt.“ Die 
verfaſſungsrechtlichen Beſtimmungen des Art. 128 Abſ. 1 und 
156 Abſ. 2 der Keichsverfaſſung ſeien Schutzgeſetze im Sinne 
des § 825 Abſ. 2. Dem ſtehe auch nicht etwa der Art. 174 
der Reichsverfaſſung entgegen. Denn dieſe Vorſchrift der 
Reichsverfaffung laſſe es wegen der in Art. 146 Abſ. 2 
geregelten Materie bis zum Erlaffe eines Reichsgeſetzes „bei 
der beſtehenden Rechtslage“ bewenden und beziehe ſich nur auf 
die zur Seit anerkannten Schulformen, nicht aber auf die An⸗ 
ſtellung von Lehrern. Das Verhalten des Miniſters ſei daher 
in keinem Falle gerechtfertigt. Swar ſei dem Kläger auf Grund 
eines Anſtellungsverhältniſſes mit der Stadt Berlin bisher 
ein Schaden noch nicht entſtanden; es drohe ihm aber ein 
Schaden inſofern, als er auf Grund ſeines Dienſtverhältniſſes 
wegen längerer Krankheit jederzeit gekündigt werden könne. 
Außerdem komme im Falle eines Todes ſeine Familie nicht 
in den Genuß der Bezüge des dem Beamten zuſtehenden 
Gnadenvierteljahrs. Er wünſche daher, eine gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung darüber herbeizuführen, ob der Preußiſche Staat 
verpflichtet ſei, ihn finanziell ſo zu ſtellen, wie wenn er 
Beamter geworden wäre. Er beſchränke feinen Klageanſpruch 
auf einen gewiſſen Teil dieſer Anſprüche, und zwar auf das 
Gnadenvierteljahr. Daraufhin hat die 42. Sivil⸗ 
kammer des Landgerichts J in Berlin nach mündlicher Ver⸗ 
handlung unter dem 22. Juni 1951 folgende Entſcheidung 
gefällt: 
„Es wird feſtgeſtellt, daß das Land Preu⸗ 
gen verpflichtet if, dem Kläger den durch 
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die Nichtbeſtätigung als beamteten Volks- 
ſchullehrer entſtehenden Schaden inſoweit 
zu erſetzen, als es ſich um die Fortzahlung 
des Gehalts des Klägers während des ſo⸗ 
genannten Gnadenvierteljahrs nach feinem 
Tode an feine Familie handelt. Die Koften 
des Rechtsſtreites trägt der Beklagte.“ 

In den Entſcheidungsgründen iſt zunächſt ausgeführt, 
daß gegen die Huläſſigkeit des Rechtsweges in 
der Angelegenheit keine Bedenken beſtehen. Indem der Kläs 
ger einen gegen das Land Preußen gerichteten Schadens⸗ 
erſatzanſpruch wegen Verletzung einer einem Beamten in 
Ausübung der ihm anvertrauten Gewalt obliegenden Amts⸗ 
pflicht erhebt, macht er einen öffentlich-rechtlichen Anſpruch 
geltend. Kraft der ausdrücklichen Beſtimmung des Art. 151 
Satz 5 der Reichsverfaſſung iſt der Rechtsweg, der urſprünglich 
gemäß 8 15 GG. nur für bürgerlich-rechtliche Streitig⸗ 
keiten vorgeſehen war, für die Geltendmachung öffentlicher 
Anſprüche erweitert worden. Dann wird die Frage, ob im 
vorliegenden Fall ein die Eröffnung des Rechtsweges vor» 
ausſetzender Willkürakt des preußiſchen Unterrichtsminiſter⸗ 
vorliegt, im Suſammenhang mit Art. 131 der RD. ges 
prüft. Daß der Miniſter Beamter im Sinne des Art. 151 RD. 
iſt, ſei nicht zweifelhaft, ebenſo nicht, daß er beim Erlaſſe 
der Anſtellungsſperre in Ausübung der ihm anvertrauten 
öffentlichen Gewalt gehandelt habe. Objektiv unrechtmäßig 
ſei die Handlung des Miniſters inſofern, als bei dem Erlaß 
die Vorſchriften der Reichsverfaſſung über die gleiche Be⸗ 
handlung der religiöfen Bekenntniſſe verletzt worden find 
(Art. 128, 156 Abf. 2 Rv.) . Es brauche hier nicht unter⸗ 
ſucht zu werden, ob die Vorſchriften des preußiſchen Volks⸗ 
ſchulunterhaltungsgeſetzes, die ſich für die religionsloſen Cehrer 
entſprechend den Beſtimmungen der 88 33, 38 DUS. nach⸗ 
teilig auswirken, mit der Reichsverfaſſung vereinbar find; 
es erübrigt ſich auch eine Unterſuchung, ob ſie durch die 
Art. 174, 146 Abf. 2 der B. aufrechterhalten find. Jeden⸗ 
falls gebe auch das Volksſchulunterhaltungsgeſetz dem reli⸗ 
gionsloſen Lehrer die Möglichkeit, eine Lehrerſtelle für die 
fogenannten techniſchen Fächer zu erlangen. Durch die An⸗ 
ſtellungsſperre ſei ihnen auch die letzte Möglichkeit genommen 
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Verhalten des Miniſters ſowohl den grundſätzlichen Vor⸗ 
ſchriften der Reichsverfaſſung wegen der gleichen Behandlung 
der religiöſen Bekenntniſſe bei der Frage der Sulaſſung zu 
öffentlichen Aemtern (Art. 128, 156 Abi. 2 By.) wider⸗ 
ſpreche und auch nicht durch die Vorſchriften des Volksſchul⸗ 
unterhaltungsgeſetzes gedeckt werde, ſtelle das Vorgehen des 
Miniſters eine Amtspflichtverletzung dar. Die 
Willkür feiner Handlungsweife ergebe ſich auch daraus, daß 
er ſelbſt in dem Rechtsſtreit vor dem Staatsgerichtshof für 
das Deutſche Reich den Standpunkt vertreten habe, daß die 
Anſtellung von Schulamtsbewerbern, die einer chriſtlichen oder 
jüdiſchen Religionsgemeinſchaft nicht angehören, als Lehrer 
an öffentlichen preußtiſchen Volksſchulen ohne Beſchränkung 
ihrer Cehrtätigkeit auf die techniſchen Fächer für zuläſſig er⸗ 
achtet werden müſſe. Die Anſtellung als beamteter Lehrer 
fei eine Frage von höchſter wirtſchaftlicher Bedeutung für 
den Bewerber und ſeine Familie. Sie ſei früher wie heute 
eine Lebensfrage ſchlechthin. Sie gewinne beſonders an Be⸗ 
deutung in Seiten wirtſchaftlichen Niederganges, in denen noch 
dazu größter Arbeitsmangel herrſche. Wenn der Miniſter 
daher eine Zeitlang Diſſidenten als Lehrer anſtelle, dann 
aber plötzlich eine Anſtellungsſperre unter Verletzung ver⸗ 
faſſungsrechtlicher Beſtimmungen ausſpreche, fo könne hier⸗ 
für nicht nur eine bloß unrechtmäßige und mangelhafte 
Amtshandlung gefehen werden, ſondern ein willkür⸗ 
liches Verhalten, das ſich über geſetzliche Beſtimmungen 
hinwegſetzt. Im vorliegenden Falle beſtanden insbeſondere 
keine Bedenken gegen die beamtete Anſtellung des Klägers, 
da er an einer Sammelſchule tätig iſt; denn lier werden die 
vom Religionsunterricht nach Art. 140 Abſ. 2 RD. befreiten 
Schüler, einem praktiſchen Bedürfnis entſprechend, gemeinſam 
unterrichtet. 

Was iſt nun mit dieſer SGerichtsentſchei⸗ 
dung erreicht d 

Hunächſt bezieht fie ſich nur auf eine einzelne Perſon, 
nämlich auf den in Neukölln gewählten Schulamtsbewerber 
N. Nur, wo es ſich um gleichfalls gewählte diſſidentiſche 
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Bewerber handelt, würde das Urteil auch auf ſie zutreffen. 
Verweigert die Regierung auch in dieſen Fällen die Be⸗ 
tätigung, dann müßte aber erſt jedesmal eine neue Klage an⸗ 
geſtrengt werden. Des weiteren bezieht ſich das Urteil nur 
auf die von den Hinterbliebenen geltend zu machenden An⸗ 
ſprüche für das Gnadenvierteljahr; inwieweit das 
mit auch eine Verpflichtung des Staates gegenüber nach⸗ 
zuzahlenden Gebaltsteilen verbunden iſt, ſteht noch aus. 
Dabei iſt zu berückſichtigen, daß das Gericht ſich nur auf 
§ 41 des Schulunterhaltungsgeſetzes ſtützt, wobei die Frage 
offen bleibt, ob überhaupt die Anſtellung der Lehrer, die für 
die rein techniſchen Fächer die Befähigung haben, möglich 
iſt; jedenfalls würde fie wohl nur für mehrklaſſige Schulen 
in Betracht kommen. Sicher iſt, daß die Schulbehörde von 
Neukölln bei der Wahl des Schulamtsbewerbers R. von 
dieſer Einfchränfung nicht ausgegangen iſt. Daraus ergibt 
ſich, daß für die grundſätzliche Löſung der Frage, um 
die es ſich hier handelt, mit dem Urteil nichts anzufangen 
iſt. Für die grundſätzliche Löfung müſſen bis zum Erlaß 
eines Reichsſchulgeſetzes andere Wege gefunden werden. Der 
einfachſte Weg wäre natürlich die Aufhebung des 
Sperrartikel 174 der Reichsverfaſſung. Da⸗ 
durch würde den Ländern die Möglichkeit gegeben, die in der 
Verfaſſung geforderten weltlichen Schulen einzurichten, 
und dann ſtünde der Anſtellung diſſidentiſcher Lehrer an 
dieſen Schulen nichts mehr im Wege. Gegen eine ſolche 
Löſung hat ſich aber das Zentrum bis jetzt krampfhaft ge⸗ 
wehrt, und erſt in neuerer Seit hat man ſich auf dieſer Seite 
wenigſtens zu einer „Auflockerung“ des Art. 174 bereit 
erklärt. Was man ſich darunter denkt, iſt nie klar aus⸗ 
geſprochen worden, man kann nur vermuten, um was es ſich 
dabei handelt, wenn man bedenkt, daß die Veranlaſſung zu 
dieſer Schwenkung in der Agitation der Nommuniſten liegt, 
ihre Kinder für die konfeſſionellen Schulen anzumelden, 
ſie dann aber vom Beligionsunterricht zu befreien. Dieſe 
„Aushöhlung“ der Bekenntnisſchulen macht dem Sentrum 
nicht geringe Sorgen, und es ſucht daher nach Mitteln und 
Wegen, ſie zu verhindern. 

Auf dem Katholifentage in Nürnberg iſt bereits von 
einem Redner gefordert worden, das Sinſchulungsrecht 
der Eltern zu beſchränken und die vom RBeligionsunterricht 
abgemeldeten Kinder den Simultanſchulen zuzuweiſen. 
Ganz abgeſehen davon, daß die katholiſche Kirche die Ein- 
richtung von Simultanſchulen auf jede Weiſe verhindert, heißt 
es den Sinn dieſer Schulen vollſtändig verkennen, wenn 
man die Eltern zwingen will, ihre Kinder in ſie zu 
ſchicken, obwohl mit Ausnahme der ſogenannten Simultan⸗ 
ſchulländer die rechtliche Zuläſſigkeit dafür ganz und gar nicht 
gegeben iſt. Ein anderer Weg wäre ein Reichsnotgeſetz, 
das die Einrichtung weltlicher Schulen geftattet, ohne 
die anderen ſchwierigen Fragen, die durch ein Beichsſchul⸗ 
geſetz gelöſt werden ſollen, zu berühren. Staatsſekretär Hein⸗ 
rich Schulz hat nach dem Scheitern des Geſetzentwurfs von 
1921 einen ſolchen Plan verfolgt und einen derartigen Ent» 
wurf in ſeinem „Leidensweg des Reichsſchulgeſetzes“ ver⸗ 
öffentlicht. Er lautete: 


Entwurf eines Geſetzes über die 
bekenntnisfreien (weltlichen) Schulen. 


Sl. 

Bis zum Erfah des in Art. 146 Abf. 2 der Reichsver⸗ 
faſſung vorgeſehenen Reichsgeſetzes erfolgt die Einrichtung 
bekenntnisfreier (weltlicher) Schulen nach den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes. 


Se § 2. 
Bekenntnisfreie (weltliche) Schulen ſind Schulen, in 
denen Beligionsunterricht im Sinne des Art. 149 der Reichs⸗ 
verfaſſung nicht erteilt wird, Religionskunde aber 


Pflichtfach iſt. 
f j | 8 5 


Die Länder ſind zur Einrichtung bekenntnisfreier (welt⸗ 
licher) Schulen verpflichtet, falls dieſe von Erziehungsberech⸗ 
tigten beantragt werden und ein geordneter Schulbetrieb 
gewährleiſtet iſt. Das Nähere regelt die Landesgeſetzgebung. 


Länder, in denen bekenntnisfreie (weltliche) Schulen 
eingerichtet werden, ſind verpflichtet, unter den gleichen Be⸗ 
dingungen auch Schulen der evangeliſchen, katholiſchen oder 
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jüdiſchen Bekenntniſſe einzurichten, falls ſolche nicht vor⸗ 
handen ſind. N 


8. 

In Baden und Heſſen ſowie in dem ehemaligen Herzog⸗ 
tum Naſſau finden die Dorfchriften fo lange keine Anwendung, 
bis ihre Durchführung durch Reichs» und Landesrecht an⸗ 
geordnet wird. 

Der Entwurf hat erhebliche Mängel, namentlich der 
„geordnete Schulbetrieb“ würde einen ſo ſchweren Stein des 
Anſtoßes bilden, daß das Zentrum und die rechtsſtehenden 
Parteien ſicher nicht darauf eingehen würden. 

Meines Erachtens iſt nur ein Weg gangbar, der alle 
die aus den Verhandlungen über die Reichsſchulgeſetzentwürfe 
von 1921 und 1927 bekannten Klippen vermeidet und es 
lediglich auf die Möglichmachung der Anſtellung diſſidenti⸗ 
ſcher Lehrer abſieht. Das könnte wahrſcheinlich am ein⸗ 
fachſten dadurch geſchehen, daß die einzelnen Cän⸗ 
der zu ihren Schulgeſetzen Ergänzungen (ſogenannte 
„Novellen“) erlaſſen, die mit Art. 146 und 14 der Reichs⸗ 
verfaſſung nicht in Widerſpruch ſtehen und auch Art. 17% 
nicht verletzen. Für Preußen würde es ſich alſo um 
eine ſolche Ergänzung zum Schulunterhaltungs⸗ 
geſetz von 1906 handeln. Meines Erachtens wäre gar 
nichts weiter nötig, als dem § 41 einen § 4 a anzufügen, 
der etwa lauten könnte: 

„Schulkinder, die vom Religionsunter⸗ 
richt abgemeldet find, können in beſonderen 
Klaffen und Schulen zuſammengefaßt wer- 
den. An ſolchen Klafjen und Schulen dürfen 
auch Lehrer angeſtellt werden, die keiner 
Religionsgemeinſchaft angehören.“ 

Ein ſolcher Vorgang wäre nicht neu. Bereits unter dem 
7. Oktober 1920 iſt zum Schulunterhaltungsgeſetz eine No⸗ 
velle erlaſſen worden, die den Art. 174 der Reichsverfaſſung 
nicht berührt hat. Selbſtredend könnte es ſich dabei nur um 
eine SHwiſchenlöſung bis zum Erlaß des Reichsgeſetzes 
handeln; aber wenn man ernſtlich eine Verbeſſerung der 
Rechtslage der diſſidentiſchen Cehrer will, dann müſſen alle 
anderen Bedenken dahinter zurückſtehen. Sobald man nur 
den Verſuch machen wollte, mit dieſer Novelle 3. B. gleich» 
zeitig die Frage der weltlichen Schule zu löſen, wäre 
aus den bekannten Gründen die finanzielle und rechtliche 
Sicherſtellung der diſſidentiſchen Cehrer gefährdet. Vielleicht 
bringen diejenigen Parteien, die eine ſolche Sicherſtellung 
unter allen Umſtänden erreichen wollen, im Preußiſchen 
Landtag einen Iniativantrag ein, der unſerem Vorſchlage 
entſpricht, einem Vorſchlage, der auch dem § 35 des Volks- 
ſchulunterhaltungsgeſetzes nicht widerſprechen würde. Etwas 
muß in dieſer Richtung geſchehen. 


Wohlerworbene Beamtenrechted 


(Schluß.) 

Eine andere Auffaſſung vertritt Prof. Dr. Carl Schmitt 
in dem oben erwähnten Aufſatz „Wohlerworbene Beamten⸗ 
rechte und Gehaltskürzungen“ in „Deutſche Juriſten⸗Seitung“ 
1951, Heft 14. Schmitt geht von der bekannten Entſcheidung 
des Heichsfinanzhofs aus und von dem dieſer Entſcheidung 
zugrunde liegenden Begriff der „inſtitutionellen 
Garantie“, den Schmitt ſelbſt in feiner Verfaſſungslehre 
aufgeſtellt hat. Nach dieſem Begriff iſt das eigentliche 
Schutzobjekt der verfaſſungsrechtlichen Sicherung die In⸗ 
ſtitution des deutſchen Berufsbeamtentums 
als ſolche, wie ſie ſich mit typiſchen Grundzügen heraus⸗ 
gebildet hat (öffentlich⸗rechtlicher Charakter, lebenslängliche 
Anſtellung, hierarchiſcher Aufbau, ſtandesgemäßer Unterhalt, 
geſetzliche Feſtlegung der Bezüge, Angehörigenverſorgung). 
Subjektive vermögensrechtliche Anſprüche des einzelnen Be⸗ 
amten können danach unter die Unverletzlichkeitserklärung 
fallen — aber nicht als Selbſtzweck, ſondern eben nur im 
Rahmen der injtitutionellen Garantie. Die Frage, welche ver⸗ 
mögensrechtlichen Anſprüche des einzelnen Beamten unverletz⸗ 
liche wohlerworbene Rechte ſind, beantwortet ſich nach Schmitt 
nach der Lehre von der inſtitutionellen Garantie dahin, daß 
wohl der Anſpruch auf ſtandes gemäßen 
Unterhalt und der inhaltlich variable An⸗ 
ſpruch auf die jeweiligen beſoldungsgeſetz⸗ 
lichen Bezüge, nicht aber der Anſpruch auf 
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Unterlaſſung ungünftiger Aenderungen 
des Beſoldungsgeſetzes wohlerworbenes 
Recht iſt. 

Die Frage, ob ſubjektive vermögensrechtliche Anſprüche 
der einzelnen Beamten verfaſſungsrechtlich geſchützt ſind, iſt 
damit bejaht; eine andere Frage aber iſt es, wie Schmitt 
ausführt, ob darüber hinaus auch die Höhe der befoldungs- 
geſetzlichen Bezüge unverletzlich iſt. Dieſe Frage iſt im 
Reichsbeſoldungsgeſetz von 1922 und in anderen Geſetzen durch 
den beſoldungsgeſetzlichen Aenderungsvor⸗ 
behalt ausgefchaltet worden; mit ihm behält fich der Ge⸗ 
ſetzgeber Aenderungen, auch Herabininderungen durch einfaches 
Geſetz vor. Das Danziger Obergericht hat auch dieſen Vor⸗ 
behalt als verfaſſungswidrig angeſehen, das Reichsgericht hat 
ihn, wie oben ausgeführt, als der Verfaſſung nicht wider- 
ſprechend anerkannt. Gegen die Entſcheidung des Danziger 
Obergerichts und damit gegen die Auffaſſung der Lehre von der 
Garantie der vorteilhafteſten beſoldungs⸗ 
geſetzlichen Regelung wendet ſich Schmitt mit fol⸗ 
genden Ausführungen, die ſeine Auffaſſung ganz deutlich 
machen: 


N „Die Meinung, daß die jeweils günſtigſte beſoldungs⸗ 
geſetzliche Regelung ein wohlerworbenes Recht der Beamten 
ſei, kann ſich weder auf die Entſtehungsgeſchichte, noch auf 
den Begriff der wohlerworbenen Rechte, noch auf Zweck und 
Siel des Art. 129 berufen. In der Entſtehungsgeſchichte tritt 
der Gedanke einer bloßen Uebergangsbeſtimmung, d. h. Siche- 
rung der damals 1918/19, im Dienſt befindlichen Beamten 
hervor. Auch iſt von Sicherung der vermögensrechtlichen An⸗ 
ſprüche im allgemeinen, Gehaltsanſprüchen uſw. die Rede, 
doch wird nicht gejagt, daß eine Garantie gegen befoldungs- 
rechtliche Berabſetzung der Bezüge gegeben werde. Vielmehr 
liegt eine beſonders klare, gegenteilige Erklärung vor, die frei— 
lich bisher im Schrifttum nicht erwähnt iſt.“) Erſt allmählich 
entwickelt ſich die Dorftellung, daß die Garantie der wohl— 
erworbenen Rechte mit der Höhe der beſoldungsgeſetzlichen 
Regelung zuſammenhänge. Nach der auf Georg Meyer zurück⸗ 
gehenden, 1919 durchaus herrſchenden Lehre iſt es kein Be⸗ 
griffsmerkmal des wohlerworbenen Rechts, daß es durch ein⸗ 
faches Geſetz nicht befeitigt werden darf; nach der Ausdrucks 
und Vorſtellungsweiſe der Entſtehungszeit des Art. 129 kann 
alſo ein wohlerworbenes Recht trotz Abänderbarkeit durch den 
einfachen Geſetzgeber ſeinen Charakter als wohlerworbenes 
Recht behalten. Daß ſeit 1870 im allgemeinen nur Gehalts- 
erhöhungen und keine Gehaltskürzungen vorgekommen find, 
beweiſt nichts für den Inhalt der Garantie der wohlerworbenen 
Rechte. Es iſt ein höchſt auffälliger Sprung von der Garantie 
eines nach Maßgabe der beſoldungsgeſetzlichen Normierung 
beſtehenden vermögensrechtlichen Anſpruchs zu der ganz anders 
gearteten Garantie der beſoldungsgeſetzlichen Bezugshöhe ſelbſt. 
Bisher fehlt es für dieſen Sprung an jeder Rechtfertigung und 
Erklärung. Daß der Anſpruch auf ſtandesgemäßen Unterhalt 
keine automatiſche oder ſtarre Größe iſt, iſt eine Eigenſchaft, 
die er wohl mit den meiſten Anſprüchen auf Unterhalt und 
mit zahlreichen anderen Anſprüchen teilt, begründet es aber 
noch nicht, das einmal erreichte Niveau unter allen Umſtänden 
feſtzuhalten. Es iſt weder logiſch noch praktiſch zuläſſig, zu 
ſagen, eine Herabſetzung dürfe nicht erfolgen, weil ſonſt mög⸗ 
licherweiſe willkürliche Herabſetzungen vorgenommen werden 
könnten; denn daraus, daß willkürliche und mißbräuchliche 
Gehaltskürzungen möglich ſind, folgt doch nicht, daß es über⸗ 


*) Bericht des 17. Ausſch. der verfaſſunggebenden preuß. 
Landesverſ. v. 16. April 1920, Nr. 2172, S. 86: „Fur allgemeinen 
Frage der wohlerworbenen Rechte legte ein Ausſchußmitglied (Dd.) 
dar, er habe an den Verhandlungen über die NDerf. teilgenommen 
und könne nur folgendes ſagen: Nach der Revolution habe ſich der 
Beamtenſchaft eine ungeheure Erregung bemächtigt, weil fie be» 
fürchtet habe, daß ihre Exiſtenz gefährdet ſei. Deshalb ſei in die 
Rerf. die Beſt. aufgenommen worden, daß die wohlerworbenen 
Rechte der Beamten nicht angetaſtet werden ſollten. Damit hätte 
eigentlich nichts anderes ausgeſprochen werden ſollen, als was im 
großen und ganzen ſchon geltendes Recht geweſen ſei. Es habe nur 
ein Schutz dagegen gegeben werden ſollen, daß das geltende Recht ab⸗ 
geſchafft würde, aber nicht in dem Sinne, daß der Beamte ein lebens- 
längliches Recht auf die Bezüge habe, die er unter den gegebenen 
öffentlich⸗rechtlichen Vorausſetzungen gehabt habe, fondern nur in 
dem Sinne, daß, wenn jemand penſionsberechtigt angeſtellt worden 
ſei, er nicht ohne weiteres feiner Stelle verluſtig gehen ſollte.“ 
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haupt keine Gehaltskür zungen mehr geben darf. Kann ſchließ⸗ 
lich nicht vielmehr eine andere, ebenſo bedenkliche Art von 
Mißbrauch und Willkür darin liegen, daß ein in günſtigen 
Seiten erreichter Standard ohne Rückſicht auf die veränderte 
Lage von Staat, Volk, Wirtſchaft und Finanz feſtgehalten 
werden ſoll d 

Inmm Kern der Konftenftion einer ziffernmäßigen Garantie 
der geſetzlichen Bezüge ſteckt entweder eine unklare Nach» 
wirkung der Uebergangsgarantie vom Sommer 1919, oder 
eine privatrechtliche und privatwirtſchaftliche Auffaſſung, die 
dem öffentlich-rechtlichen Charakter unſeres Berufsbeamten⸗ 
tums durchaus widerſpricht und ihm ſeine rechtliche, politiſche 
und moraliſche Grundlage entzicht. Die Sicherungen der Be— 
amtenſtellung, welche die Reichsverf. dem Berufsbeamten⸗ 
tum gewährt und die in der allgemeinen Unſicherheit des 
heutigen wirtſchaftlichen Lebens eine große Beſonderheit 
darſtellen, können nicht zu individualiſtiſchen Vorteilen ge⸗ 
macht und aus dem Geſamtzuſammenhang der 5ffentlich⸗ 
rechtlichen Inſtitution des Berufsbeamtentums herausge- 
nommen werden. Wer hier Geſichtspunkte der Enteignung 
privater Vermögensrechte oder Analogien mit privatvertrag— 
lich wohlerworbenen Rechten geltend macht, begeht denſelben 
Fehler wie derjenige, der für die Beamten zwar Unkünd⸗ 
barkeit ihrer Stellung und alle anderen Vorteile, gleichzeitig 
aber ein Streikrecht beanſprucht, das nur auf Grund eines 
privaten Arbeitsvertragsverhältniſſes denkbar iſt. Mit vollem 
Recht hat der Reichsfinanzhof in feinem Urt. v. 25. März 
1951 auf den inſtitutionellen Geſamtzuſammenlyang hinge- 
wieſen, indem er ſagt, daß Rechte und Pflichten der Beamten 
zuſammenhängen. Es gibt nicht ein einziges fubjeltives Be⸗ 
amtenrecht, das anßerhalb der ſpezifiſchen Inſtitution des 
deutſchen Berufsbeamtentums ftände, und gerade vom Stande 
punkt der Beamtenintereſſen aus ſcheint es mir nicht weit⸗ 
blickend zu ſein, die unveränderte Weiterführung der in Seiten 
der Proſperität erreichten Gehaltshöhe als wohlerworbenes 
Recht zu fordern. Staat und Beamtentum find zu eng mit» 
einander verbunden, als daß man die finanzielle Cage des 
einen von dem vermögensrechtlichen Standard des anderen 
auf die Dauer trennen könnte.“ 


In den letzten Wochen ſind die Erörterungen aber weiter⸗ 
gegangen; neue Fragen um die wohlerworbenen Beamten 
rechte find im Gefolge der Notverordnung des Herrn Reichs⸗ 
präſidenten vom 24. Auguſt 1951 und der zum Teil auf 
Grund dieſer Verordnung erlaſſenen Notverordnungen und 
Notgeſetze der Länder aufgetaucht. Insbeſondere verdient 
das Gutachten von Prof. Dr. Gieſe zu der Frage, ob das 
preußiſche Staatsminiſterium auf Grund der Votverordnung 
des Keichspräſidenten eine Streichung der im Volksſchul⸗ 
lehrer⸗Beſoldungsgeſetz vom 1. Mai 1928 geregelten Stellen» 
zulagen vornehnen kann, in dieſem Suſammenhange Be— 
achtung. (Preuß. Lehrerzeitung 1951, Nr. 109 v. 10. Sept.) 
Es mag daher in ſeinen grundſätzlichen Teilen auszugsweiſe 
wiedergegeben ſein. 

Gieſe geht davon aus, daß entſchieden betont werden 
muß, daß es einen gewiſſen Beſtand von Verfaſſungsvor⸗ 
ſchriften gebe, gegen die eine Notverordnung des Reichs- 
präſidenten unter keinen Umſtänden verſtoßen dürfe. Dazu 
gehöre anerkanntermaßen die Gewährleiſtung der wohl— 
erworbenen Rechte nach Art. 129 J Satz 5 R., in welcher 
Vorſchrift nach der im Schrifttum und in Rechtſprechung 
„immer noch und mit Recht“ vorherrſchenden Lehre nicht 
bloß eine ſog. inſtitutionelle Garantie nach Carl Schmitt, 
ſondern zugleich auch die Gewähr der aus dem Beamten⸗ 
dienſtverhältnis fließenden einzelperſönlichen ſubjektiven Be⸗ 
amtenrechte zu verſtehen ſei. Die Landesregierungen dürften 
alſo auch bei der Handhabung der ihnen erteilten Berech— 
tigung keine beſtehenden wohlerworbenen Beamtenrechte ver— 
letzen. N 
Bei der Prüfung der Frage, ob eine Streichung der 
Stellenzulagen durch die preußiſche Staatsregierung auf 
Grund der erteilten Ermächtigung gegen die Vorſchrift des 
Art. 129 J S. 3 Rv. verftogen würde, ſei davon auszugehen, 
daß die Lehrperſonen des Volksſchullehrerbeſoldungsgeſetzes 
(DBE.) auf die in § 3 dieſes Geſetzes feſtgeſetzte Stellenzu⸗ 
lagen einen Rechtsanſpruch haben. Sie gehören unzweifelhaft 
zum „Dienſteinkommen“. („Als Dienſteinkommen im Sinne 
dieſes Geſetzes gelten die geſamten auf Grund dieſes Geſetzes 
gewährten Dienſtbezüge mit Ausnahme der Vinderbeihilfen,“ 
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VBG. 8 1, II.) So ergebe ſich ohne weiteres, daß auf die 
Stellenzulagen, die im § 8 des DB. als Dienſteinkommen 
aufgeführt ſind, ein Rechtsanſpruch beſteht. Nach der (oben 
erwähnten) Reichsgerichtsentſcheidung vom 10. Juli 1931 
habe es praͤktiſch keinen Sweck mehr, darüber zu ſtreiten, ob 
der auch im $ 56 DB. vorhandene Aenderungsvorbehalt 
nicht im Widerſpruch zu Art. 120 RD. ftehe; danach ſei es 
alſo möglich, daß eine ziffernmäßige Nerabſetzung der 
Dienſtbezüge, alſo auch der Stellenzulagen, ſtattfinde, wenn 
auch an die Stelle des vorgeſehenen Geſetzes eine Regierungs- 
verordnung getreten ſei. Dagegen ſei eine Streichung der 
Zulagen — die ja auch als „Aenderung“ aufgefaßt werden 
kann — jedoch als rechtsirrtümlich abzulehnen. Dieſe Thefe 
begründet Gieſe mit folgenden Ausführungen: 

„Schon formaljnriſtiſch erſcheint eine Auslegung des 
8 56 1 DBG. dahin, daß die Möglichkeit einer geſetzlichen 
Aenderung auch die Möglichkeit einer geſetzlichen 2 Ab⸗ 
ſchaffung von Beamtenbezügen beinhalte, aus drei Gründen 
unrichtig. Einmal iſt jede Ausnahmevorſchrift nach uralter 
Auslegungsregel im Zweifel einengend und nicht ausdehnend 
zu interpretieren; darüber aber, daß 8 56 BG. wie jede 
derartige Klauſel eine Ausnahme von einer Regel normiert, 
kann wohl kein Sweifel beſtehen. Sodann greift der gleich— 
falls altbekannte Auslegungsgrundſatz hier durch, daß zwar 
ein Maius auch ein Minus in ſich berge, nicht aber umge- 
kehrt ein Minus (hier die bloße Aenderung der ziffern⸗ 
mäßigen Höhe) das Maius (hier die völlige Beſeitigung 
dieſer Kategorie von Dienſtbezügen) rechtfertige. Und endlich 
würde die Annahme widerſinnig fein, daß man eine Geſetzes⸗ 
vorſchrift dazu verwenden dürfe, um andere, mindeſtens 
gleichwertige Geſetzesvorſchriften außer Geltung zu ſetzen; 
ſolches würde aber geſchehen, wenne man den § 56 J VBG. fo 
auslegte, daß 8 3 des Geſetzes unmittelbar und gänzlich, an⸗ 
dere Paragraphen des Geſetzes mittelbar und teilweiſe 
außer Kraft treten. 

Stehen ſchon dieſe formaljuriſtiſchen Erwägungen einer 
ſolchen Auslegung des 8 56 I hindernd entgegen, fo ſchlagen 
vollends die materiellrechtlichen Argumente durch, die aus 
dem wahren Sinn und der eingeſchränkten Bedeutung jener 
Vorschrift zwingend zu folgern find. Das VBG. ſieht Be⸗ 
amtenrechte vor, die von den zuſtändigen Anſtellungsbehörden 
in den Einzelfällen der Lehreranſtellung zu konkretiſieren 
find. Kraft folcher Verleihungen entſtehen in der Perſon der 
beliehenen Beamten wohlerworbene Rechte im Sinne des 
Art. 12913 der RD. Eine nachträgliche Entziehung dieſer 
Rechte kann adminiſtrativ nur in den geſetzlich vorgeſeghenen 
Ausnahmefällen und Sonderformen, insbeſondere im Rahmen 
eines Diſziplinarverfahrens, legislativ dagegen überhaupt nicht 
— es ſei denn für zukünftige Anſtellungsfälle oder kraft eines 
verfaſſungsändernden Reichsgeſetzes — erfolgen. Eine Ent- 
ziehung jener Rechte durch ſonſtigen Verwaltungsakt oder 
durch landesgeſetzlichen Akt iſt ausgeſchloſſen. Auch kann 
dieſe Möglichkeit nicht durch landesgeſetzlichen Vorbehalt ge— 
ſchaffen werden; denn ſolcher Vorbehalt wäre angeſichts des 
Art. 12913 RD. ungültig. Allein möglich iſt, die Weiſung 
des Geſetzgebers an die Anſtellungsbehörden, die Beamten⸗ 
rechte bei der Anſtellung nur mit einer innnanenten Beſchrän⸗ 
kung, nämlich unter Vorbehalt einer Herabſetzung der 
ziffernmäßigen Höhe des Dienſtbezuges zu verleihen. 
Doch ſteht auch in dieſem Falle die Verfügung über eine ſolche 
Aenderungsmöglichkeit nicht der Anſtellung- behörde, ſondern 
nur dem Geſetzgeber ſelbſt zu. Er allerdings kann ſolche Der- 
fügungen treffen, weil er ſie ſich eben vorbehalten hatte. Er 
kann aber niemals ſo weit gehen, daß er dabei die verliehenen 
Rechte überhaupt in ihrer Exiſtenz vernichtet. So weit 
zu gehen verbietet ihm die die einmal ausgeteilten Rechte 
ſchützende Garantie des Art. 12913 der RD. Vereinbar 
mit ihr iſt zwar nach Anſicht des RG. der Vorbehalt und 
die Vornahme ziffernmäßiger Kürzung des Betrages, nicht 
aber ein Vorbehalt und eine Vollziehung völliger Ab— 
ſchaffung der wohlerworbenen Rechte. Schon die Aus⸗ 
legung des RG. mag manchem als reichlich kühne juriſtiſche 
Monſtruktion erſcheinen; eine die wohlerworbenen Rechte 
aber mit Stumpf und Stiel ausrottende Konſtruktion würde 
unter allen Umſtänden verfaſſungswidrig ſein und niemals 
vom höchften Gerichtshofe des Deutſchen Reiches gedeckt 
werden dürfen. Selbſt in der größten wirtſchaftlichen Bedräng⸗ 
nis und finanziellen Not des Staates muß Recht doch Recht 
bleiben!“ N e 
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Geleße und Verordnungen. 


Preußen. 

Anerkennung des Abſchluß zeugniſſes einer thür. gehobenen Be- 
rufsſchulklaſſe als gleichwertig für den Eintritt in ein Kinder- 
gärtnerinnen- und Hortnerinnenſeminar. Erl. d. pr. Min. f. W., 
K. u. V. vom 29. Juli 1951. U III D 1452. Sentralbl. 1931, 
©, 238. | 

Sperrung des Zugangs zum Lehramt an mittleren Schulen. Erl. 
d. pr. Min. f. W., M. u. V. vom 2. Auguſt 1951. U III D 6432. 1. 
— Sentralbl. S. 259. 

Meldungen zur Mittelſchullehrerprüfung ($ 5 der Prüfungs- 
ordnung vom 1. Juli 1901) und zur Erweiterungsprüfung ($ 15 der 
Prüfungsordnung) ſind nach dem 1. April 1935 bis auf weiteres 
nicht mehr anzunehmen. Prüfungen finden nach dem 1. Juli 1931 
bis auf weiteres nicht mehr ſtatt. Wiederholungsprüfungen können 
nach dem 1. Juli 1955 nur mit Genehmigung des Min. durchgeführt 
werden, zweite Wiederholungen werden mit ſofortiger Wirkung nicht 
mehr zugelaſſen. „Unter dieſen Umſtänden bleibt die Reform der 
Mittelſchullehrerausbildung und Prüfung, die ich für notwendig 
halte und durch meinen Erlaß vom 20. Februar 1930 ... in Aus» 
ſicht geſtellt hatte, ſpäterer Entſcheidung vorzubehalten.“ — Kurfe zur 
Vorbildung von Mittelſchullehrern find ſpäteſtens Oſtern 1952 ab⸗ 
zuſchließen. N 

Sweite Prüfung für das Lehramt an Volksſchulen in Preußen. 
Erl. d. pr. Min. f. W., U. u. V. v. 17. Juli 1951, U III C 1055/1, 
U AI A, U II. — Sentralbl. S. 222. 

Nach § 2 Abſ. 1 der Ordnung der zweiten Prüfung für das 
Lehramt an Volksſchulen in Preußen vom 25. Juni 1928 iſt eine 
mindeſtens zweijährige Tätigkeit im preußiſchen Volksſchuldienſt 
Vorausſetzung für die Zulaſſung zu dieſer Prüfung. Nach den Aus- 
führungsbeſtimmungen vom 21. Auguſt 1928 kann auf dieſe Seit volle 
Beſchäftigung an anderen öffentlichen und privaten Schulen in 
Preußen angerechnet werden. Dieſe Anrechnung wird nur dann er— 
folgen können, wenn den Schulamtsbewerbern an dieſen öffentlichen 
Schulen Gelegenheit gegeben iſt, eine Klaffe zu führen oder fich ſchul⸗ 
praktiſch fo vielſeitig fortzubilden, wie es für die endgültige An⸗ 
ſtellung an Volksſchulen notwendig iſt, d. h. wenn fie außer in einem 
der Fächer Leibesübungen, Zeichnen, Muſik auch in mindeſtens zwei 
der Fächer Religion, Deutſch, Rechnen, Geſchichte, Erdkunde, Natur— 
kunde unterrichten. Das iſt bei den an höheren Schulen beſchäftigten 
Hilfslehrkräften, die außer ihrer Lehrbefähigung für Volksſchulen 
noch eine weitere Lehrbefähigung in einem Sonderfach (beſonders 
Turnen) erworben haben, meiſt nicht der Fall; auch haben die Schul⸗ 
amtsbewerberinnen an Berufsſchulen, die die endgültige Anſtellungs⸗ 
fähigkeit für Volksſchulen nicht nur für Leibesübungen ſondern auch 
für Hauswirtfchaft bzw. Nadelarbeit erwerben wollen, meiſt nicht 
Gelegenheit, außer im Turnen auch in Hauswirtſchaft und Nadel- 
arbeit zu unterrichten. Ich erſuche die Provinzialſchulkollegien zu 
prüfen, ob dieſen Hilfslehrkräften an den höheren Schulen nicht 
Gelegenheit zu einer vielfeitigeren berufspraktiſchen Fortbildung im 
Sinne des Abſ. 2 gegeben werden kann. In allen Fällen, in denen 
eine ſolche Regelung nicht möglich iſt, ſowie bei den an Berufsſchulen 
tätigen Schulamtsbewerberinnen mit Lehrbefähigungen in Turnen 
und Hauswirtſchaft bzw. Nadelarbeit, die keine Gelegenheit haben, 
auch in Hauswirtſchaft bzw. Nadelarbeit zu unterrichten, wird in 
Zukunft die Tätigkeit an höheren bzw. Berufsſchulen auf die zwei 
Jahre der vollen Beſchäftigung im preußiſchen Volksſchuldienſt, die 
Vorausſetzung für die Zulaſſung zur zweiten Prüfung find, nicht 
mehr angerechnet werden können. — Für die Schulamtsbewerber 
(»bewerberinnen), die zurzeit bereits an höheren bzw. Berufsſchulen 
tätig ſind, verbleibt es bei der bisherigen Uebung. 2 

Lehrerforbildung. Erl. d. Min. f. W., UM. u. Volksbildung v. 
g. Inni 1951. U III C 22 1 U III. (Sentralbl. 1951, S. 178.) 

Der Erlaß geht davon aus, daß die amtlich anerkannten Arbeits⸗ 
gemeinſchaften ſich zu Stätten der allgemeinen Weiterbildung der 
Geſamtlehrerſchaft entwickelt haben und aus dieſem Grunde und 
wegen der geänderten Vorſchriften über die zweite Prüfung für das 
Lehramt an Volksſchulen der Fortbildung der noch nicht anſtellungs⸗ 
fähigen Lehrer nicht mehr die notwendigen Dienſte leiſten können. 
An die Stelle der für die Fortbildung geltenden Richtlinien für 
Arbeitsgemeinſchaften vom 30. November 1920 werden ſolgende 
Richtlinien geſetzt: ö ö 

I. Die von der Schulaufſichtsbehörde im Einvernehmen mit den 
Pädagogiſchen Akademien und der Lehrerſchaft einzurichtenden Fort⸗ 
bildungstagungen (zehn im Jahre) find für die noch nicht an« 
ſtellungsfähigen Schulamtsbewerber beſtimmt. 


2. Dieſe Fortbildungstagungen find in der Regel Ganztagungen. 
Die Dormittagsarbeit dient dem Schulbeſuch, die Nachmittagsarbeit 
der Auswertung dieſes Beſuches. 

5. Der Beſuch gilt zunächſt ſolchen Schulen, deren Arbeit ſich 
beſonders für die Fortbildung der Schulamtsbewerber eignet, daneben 
auch anderen pädagogiſchen und ſozialen Einrichtungen, die für die 
Arbeit eines Volksſchullehrers von Bedeutung ſind. 

4. Der Schulbeſuch ſoll jo geſtaltet werden, daß er den Teil» 
nehmern von dem Eigenleben der Schule, von der Eigenart ihres 
Bemühens, den heutigen Anforderungen an Unterricht und Er⸗ 
ziehung, an Ausſtattung, Organiſation und Pflege der Beziehungen 
zu den Eltern, zur Volksbildungsarbeit des Ortes uſw. gerecht zu 
werden, ein anſchauliches Bild gibt. 

5. Im Mittelpunkt der Auswertungsarbeit des Nachmittags 
ſteht die Arbeit des Vormittags. Die mannigfaltigen Möglichkeiten 
der praktiſchen Unterrichts⸗ und Erziehungsarbeit werden erörtert, 
verglichen, beurteilt und fo der Zuſammenhang zwiſchen der Berufs- 
wiſſenſchaft und dem in der Schule erlebten pädagogiſchen Tun auf⸗ 
gedeckt. Da die Fortbildung ihre weſentliche Aufgabe darin ſehen 
muß, die Schulamtsbewerber zu befähigen, ihr eigenes pädagogiſches 
Tun in Uebereinſtimmung mit ihrer berufswiſſenſchaftlichen Bildung 
zu halten und ihre Unterrichts⸗ und Erziehungsmaßnahmen wiſſen⸗ 
ſchaftlich zu begründen, wird auf die entſprechende Ausgeſtaltung 
dieſer Beſprechungen beſonderer Wert gelegt. 

6. Die Vorbereitung und Durchführung dieſer Tagungen liegt 
den Mitgliedern eines in der Regel in jedem Schulaufſichtskreiſe zu 
bildenden Ausſchuſſes für die Fortbildung der Schulamtsbewerber ob. 

7. Zu dieſem Ausſchuß gehören der Schulrat als Dorfigender, 
nach Möglichkeit ein hauptamtliches Mitglied des Lehrkörpers der 
beteiligten Pädagogiſchen Akademien, im Dolfsjchuldienft bewährte 
Lehrkräfte des Aufſichtskreiſes und zwei Vertreter der Schulamts- 
bewerber. Bei der Auswahl der Lehrkräfte, zu denen auch Lehre— 
rinnen gehören müſſen, ſollen auch wenig gegliederte Schulen, ſoweit 
ſie im Aufſichtskreis vorhanden ſind, berückſichtigt werden. 

8. Dieſe Lehrkräfte werden unter Beachtung der in den Mini⸗ 
ſterialerlaſſen vom 8. September 1920 — U III C 967 — (Sentrbl. 
S. 644) und vom 14. Dezember 1920 — U III C 967 IV — 
(Sentrbl. 1921 S. 28) aufgeſtellten Grundſätze auf drei Jahre gewählt. 
Sie ſind zugleich Mitglieder des Prüfungsausſchuſſes im Sinne des 
§ 5 der Prüfungsordnung vom 25. Juni 1928. 

9. Der Schulrat beruft nach Bedarf Sitzungen des Ausſchuſſes 
ein, in denen auf Grund der gemachten Erfahrungen über eine 
wirkſame Ausgeſtaltung der Tagungen ſowie darüber beraten wird, 
in welchem Umfange und in welcher Art ſich die einzelnen Mit⸗ 
glieder des Ausſchuſſes an der Vorbereitung und Durchführung dieſer 
Tagungen beteiligen. 

10. Die Regierungen berufen jährlich einmal Vertreter der Schul⸗ 
räte, der beteiligten Pädagogiſchen Akademien, der in der Fort- 
bildung tätigen Lehrkräfte und der Schulamtsbewerber zu Sitzungen 
ein, um 

a) durch einen Austauſch der Erfahrungen eine gleichmäßig wirk⸗ 
ſame Ausgeſtaltung und einen weiteren Ausbau der Fort- 
bildung anzuſtreben, 

b) für die in dieſer Fortbildungsarbeit tätigen Lehrkräfte 
Tagungen an den Pädagogiſchen Akademien vorzubereiten und 
durchzuführen und fo die Fortbildung der neugeregelten Lehrer⸗ 
bildung anzugleichen, 

c) berechtigten Sonderanforderungen durch beſondere Veran- 
ftaltungen zu entſprechen (Freizeiten für berufsfremd be⸗ 
ſchäftigte Schulamtsbewerber, Lehrgänge für techniſche Schul⸗ 
amtsbewerberinnen u. dgl.). 

11. Den Regierungen werden jährlich Mittel aus Kap. 182 
Tit. 84 überwieſen, die als Fuſchüſſe zu den in Abſ. 10 genannten 
Deranftaltungen und als Beihilfen für die in der Fortbildungs- 
arbeit tätigen Lehrkräfte zu verwenden ſind. 

* 


Die beigefügten Ausführungsbeſtimmungen regeln die Der- 
pflichtung zur Teilnahme, die Ausgeftaltung der Fortbildungs- 
tagungen, den Arbeitsbereich des Ausſchuſſes, die Auswahl der Lehr⸗ 
kräfte, die Beihilfen nach Abſ. 7 und 8 der Richtlinien, die Zulaſſung 
zur zweiten Prüfung. — Die „Richtlinien treten zunächſt für das 
Vaushaltsjahr 1951 in Kraft. 

Bayern. 

Bekämpfung der Propaganda des „Verbandes proletariſcher Frei- 

denker Deutſchlands“ unter den Schulpflichtigen. Erl. d. Staatsmin. 


f. Unt. u. K. v. 15. Juni 1931, Nr. III 25 129. — Amtsbl. d. Bayer. 
Staatsmin. f. Unt. u. Kult. 1951, 6. 
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Der kommuniſtiſche „Verband proletariſcher Freidenker Deutſch⸗ 
lands“, der in enger Verbindung mit dem ruſſiſchen „Verband 
kämpfender Gottloſer“ ſteht, hat auf dem im März d. Is. in Leipzig 
abgehaltenen Gründungskongreſſe Satzungen und Richtlinien be⸗ 
ſchloſſen, die ſich verſchiedentlich auch mit der ſchulpflichtigen Jugend 
befaſſen. Nach 8 5 der Satzungen können konfeſſionsloſe Kinder 
bereits nach dem vollendeten erſten (1) Lebensjahr aufgenommen 
werden. Die Jugendgruppen umfaſſen Jugendliche vom 1. bis 
18. Lebensjahr. Der Derband hat ſich die Aufgabe geſtellt, „die 
Jugend- und Kinderbewegung entſprechend feinen Zielen zu fördern”. 
Sämtliche Ortsgruppen haben die Weiſung erhalten, ſofort an den 
Aufbau proletariſcher Freidenkerjugend⸗ und Kindergruppen zu 
gehen. Alle Ortsgruppen find verpflichtet, für die Anmeldung zum 
Schuljahre 1952 ſchon im Herbſt „eine ſpſtematiſche Kampagne zur 
Abmeldung vom Religionsunterricht” einzuleiten und der Abmeldung 
vom Religionsunterricht eine dauernd geſteigerte Aufmerkſamkeit zu 
widmen. Als das wichtigſte Kampfmittel der proletariſchen Frei⸗ 
denker gegen Gott, Kirche und Religion werden die „Gottlofen- 
Spieltruppen“ bezeichnet. 

Die Schulaufſichtsbehörden werden angewieſen, der Betätigung 
des „Verbandes proletariſcher Freidenker Deutſchlands“ gegenüber 
Schulpflichtigen beſonderes Augenmerk zu widmen. Gegen Perſonen, 
die ſich eine Beeinfluſſung Schulpflichtiger im Sinne des „Verbandes 
proletariſcher Freidenker Deutſchlands“ zuſchulden kommen laſſen, iſt, 
ſoweit die Vorausſetzungen dazu gegeben erſcheinen, unverzüglich 
Strafantrag nach Art. 58 a Polt. zu ſtellen. Auf die Ent⸗ 
ſchließung vom 2. Juli 1950 zum Dollzuge des Art. 58a Pol StGB. 
(AM Bl. S. 141) wird hingewieſen. Schulpflichtigen, die durch Beein⸗ 
fluſſung des „Verbandes proletariſcher Freidenker Deutſchlands“ 
gefährdet erſcheinen, iſt im Benehmen mit dem Religionslehrer 
erhöhte Fürſorge zuzuwenden. In geeigneten Fällen wird ſich auch 
eine Ausſprache mit den Erziehungsberechtigten empfehlen. 

Ueber beſondere Wahrnehmungen iſt jeweils unverzüglich auf 
dem Dienſtwege zu berichten. 


Verbot der Teilnahme von Schülern der Volksſchulen und Berufs- 
ſchulen an Deranftaltungen der „Arbeitsgemeinſchaft der Kinder- 
freunde“. Bek. d. Staatsmin. f. Unt. u. M. v. 9. Juli 1951, Nr. III 
27 850. — Amtsbl. d. Bayer. Staatsmin. f. Unt. u. Kult. 1931, ©. 

Gemäß Bekanntmachung vom 28. Juli 1950 Nr. III 29 773 
(St. Anz. Nr. 176) iſt den bayerifchen Schulpflichtigen die Beteiligung 
an allen Veranſtaltungen und Einrichtungen, beſonders auch an den 
Ferienzeltlagern und ſog. „Uinderrepubliken“ der „Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft der Kinderfreunde“ ſchulaufſichtlich verboten. 

Es wird ausdrücklich darauf hingewieſen, daß ſich dieſes Verbot 
nebſt den für den Fall der Zuwiderhandlung angedrohten Weiterungen- 
auch auf die Unterbringung bayerifcher Schulpflichtiger in Ferien⸗ 
zeltlagern und ſonſtigen Einrichtungen der „Kinderfreunde“ außer⸗ 
halb Baperns erſtreckt. 


Sachſen. 


Sum Probejahr der Volks- und Berufsſchullehrer. Erl. d. Min. 
f. V. v. 17. Juli 1931; E: 850. 

Im Anſchluß an die Verordnungen vom 15. und 29. März ſowie 
10. Juni 1950 (PO Bl. S. 25 und 57) wird über die Auszahlung der 
Vergütung während des Probejahres der Volks- und Berufsſchul⸗ 
lehrer noch folgendes beſtimmt: 1. Erteilen die Lehrer während des 
Probejahres in mehreren Schulbezirken Unterricht, fo iſt die Der. 
gütung nur von dem Schulbezirk auszuzahlen, dem der Lehrer vom 
Bezirksſchulrat zugewieſen worden iſt. 2. Zu Beginn des letzten 
Monats des Probejahres haben die Lehrer dem Bezirksſchulrat die 
bevorſtehende Beendigung des Probejahres anzuzeigen. In der An⸗ 
zeige ſind die Zeiten und Orte der Beſchäftigung genau anzugeben. 
Der Bezirksſchulrat hat die Angaben mit möglichſter Beſchleunigung 
nachzuprüfen und zu beſtätigen und die Anzeige an das Gehaltsamt 
des Miniſteriums weiterzugeben. Hierbei hat er mit anzugeben, ob 
der Lehrer nach Ablauf des Probejahres als nichtſtändiger Lehrer 
oder als Vertreter oder als Aushilfslehrer (vgl. Verordnung vom 
21. Januar 1926 — DORl. S. 8 —) weiterbeſchäftigt wird. Das 
Gehaltsamt des Miniſteriums teilt daraufhin dem Lehrer entweder 
das DDA, oder die Höhe der Aushilfslehrerbezüge ſowie den ge⸗ 
nauen Seitpunkt des Beginns dieſer Dienſtbezüge mit. Der Lehrer 
hat die Mitteilung fofort dem Schulbezirk vorzulegen. Der Schul⸗ 
bezirk hat ſodann die Dienſtbezüge entſprechend dieſer Mitteilung 
von dem in ihr angegebenen Zeitpunkt ab dem Lehrer auszuzahlen. 

Beendigung des Dienſtverhältniſſes nichtplanmäßiger Beamten 


und Lehrer im Falle längerer Krankheit. Erl. d. Min. f. V. vom 
10. Auguſt 1951; Pers.: 17, 4/51. 


Nr. 9 


Den aus der Staatskaſſe beſoldeten nichtplanmäßigen Beamten 
und Lehrern aller Schulgattungen, die ſchon längere Seit wegen 
Krankheit dienſtunfähig ſind, iſt im Falle des Andauerns ihrer 
Dienftunfähigfeit das Dienftverhältnis entſprechend den beſtehenden 
Vorſchriften in der Regel fo rechtzeitig zu kündigen, daß es mit dem 
Ende der 26. Krankheitswoche abläuft. Läßt ſich überſehen, daß 
der Beamte oder Lehrer in nicht allzu ferner Seit wieder voll dienſt⸗ 
fähig werden wird, und ift auf feine weitere Verwendung im Staats⸗ 
oder Schuldienſt Wert zu legen, ſo iſt wegen Bewilligung einer Aus⸗ 
nahme rechtzeitig an das Miniſterium zu berichten. Die vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen finden auch auf die wiſſenſchaftlichen 
Aſſiſtenten an den Hochſchulen Anwendung. Bei Beamten und Lehrern 
im Vorbereitungs- oder Probedienſt und allen ſonſtigen Beamten und 
Lehrern, die weder planmäßig (ſtändig) noch nichtplanmäßig (nicht⸗ 
ſtändig) angeſtellt ſind, hört die Fortzahlung der Dienſtbezüge mit 
Ablauf der 26. Urankheitswoche auch dann auf, wenn das Dienſt⸗ 
verhältnis fortbeſteht (Verordnung, die Krankenfürſorge für ſtaat⸗ 
liche Beamte betreffend, vom 23. Dezember 1915, SDBl. S. 567, in 
der Faſſung der Verordnung vom 11. Auguſt 1922, GBl. S. 507, in 
Verbindung mit der Verordnung über die Befreiung ron Lehrern 
und Lehrerinnen an öffentlichen Schulen und Anſtalten von der 
Urankenverſicherungspflicht vom 51. Juli 1922, GBl. S. 412). 


Baden. 


Gehaltskürzung. Bek. d. Min. f. Kult. u. Unt. v. 24. Juli 1951, 
A 16 209. — Amtsbl. d. B. Min. d. K. u. Unt. Nr. 24, S. 169. 

Das Notgeſetz vom 9. Juli 1951 (Amtsblatt Nr. 23 Seite 163 ff.) 
enthält in Artikel IS 5 und § 6 Aenderungen des badiſchen Be⸗ 
ſoldungsgeſetzes einſchließlich der Beſoldungs⸗ und Dergütungs⸗ 
ordnung und in §7 eine beſondere Kürzung der Dienſteinkommens⸗ 
bezüge, ſofern und ſoweit dieſe Bezüge den Betrag von jährlich 
2000 RI. nicht überſteigen, um 5 v. B. Dieſe Kürzung um 5 v. B. 
tritt neben die durch die beiden Gehaltskürzungsverordnungen des 
Reichs bereits verfügten Kürzungen; ſie iſt alſo aus den Brutto⸗ 
bezügen zu berechnen, die ſich aus dem (teilweiſe geänderten) VBe⸗ 
ſoldungsgeſetz ergeben. 

Zu den der Kürzung unterliegenden Dienſtbezügen der Beamten 
und Lehrer gehören alle Geldbezüge, die fie mit Kückſicht auf ihre 
hauptamtliche oder nebenamtliche Dienſtleiſtung erhalten, alſo z. B. 
die Wohnungsgeldzuſchüſſe in ihrem vollen Betrag auch dann, wenn 
ſie ganz oder teilweiſe für eine Dienſtwohnung einbehalten werden, 
die Bezüge der außerplanmäßigen und ſonſtigen nichtplanmäßigen 
und ſonſtigen nichtplanmäßigen Beamten (Lehrer), die Unterhalts⸗ 
zuſchüſſe und die Vergütungen der Beamten im Vorbereitungs- und 
Probedienſt, die Bezüge der Aſſiſtenten ſowie die Unterhaltszuſchüſſe 
der Privatdozenten, die Lehrauftragsvergütungen, die Unterrichts⸗ 
gelder, die Prüfungshonorare und ſonſtigen Nebenbezüge, die ruhe⸗ 
gehaltsfähigen und nichtruhegehaltsfähigen Zulagen jeder Art, die 
Vergütungen der Nebenlehrer und für Ueberſtunden uſw. 

Kinderzuſchläge und Kinderbeihilfen, Dienſtaufwandsentſchädi⸗ 
gungen, Reiſekoſtenvergütungen, Beſchäftigungstagegelder, Nacht: 
dienſtentſchädigungen und Umzugskoſtenvergütungen unterliegen der 
Kürzung um 5 v. B. nicht. 


Dienſtreiſekoſtenverordnung. D. d. Bad. Staatsmin. v. 4. Juli 
1951. Geſetz u. Verordnungsbl. 1951, S. 215. — Amtsbl. d. Bad. 
Min. d. Kultus u. Unterrichts 1951, 22. — 


Braunſchweig. 


Verleihung der Rechte einer Mörperſchaft des öffentlichen Rechts 
an den „Deutſchen Freidenkerverband, Landesverband Braunſchweig. 
— Erl. d. Br. Staatsmin. vom 9. September 1950. Nr. V I 
5999/50. 

Schulamtsprüfung. 
Nr. VIII 1234/31. 

Der Erlaß jetzt ab 1. April 1931 für Lehramtsbewerber, die ihre 
Lehramtsprüfung an einem Lehrerſeminar oder an einem Oberlpzeum 
beſtanden haben, an die Stelle der Ordnung vom 22. April 1924 
eine andere, die im weſentlichen folgendes beſtimmt: 

Beſtehen der Schulamtsprüfung iſt Vorausſetzung für Anſtellung 
im öffentlichen Schuldienſt. Zugelaſſen werden Lehrkräfte, die ſich 
in mindeſtens zweijähriger Tätigkeit im öffentlichen Schuldienſt be⸗ 
währt und an Arbeitsgemeinſchaften erfolgreich teilgenommen 
haben. Die Prüfung findet am Dienflort des Bewerbers und in 
deſſen Schulklaſſen ſtatt. Sie erſtreckt ſich auf die praktiſche Lehr⸗ 
tätigkeit im Rahmen eines Vormittagsunterrichts, auf die theor. 
Grundlagen feines Lehrverfahrens und die Kenntniffe des Be⸗ 
werbers in Staatsbürgerkunde und im geltenden Schulrecht. Dem 
Prüfungsausſchuß gehören ein Regierungsvertreter (Dorf.), der zu⸗ 


Erl. d. Br. M. f. V. vom 22. Mai 1931. 
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ſtändige Schulaufſichtsbeamte und ein Lehrer an. Die Prüfung kann 
nur einmal, und zwar früheftens nach Jahresfriſt, wiederholt werden. 


Pflichtſtundenzahl der Lehrkräfte. Erl. d. Br. M. f. v. vom 
21. Mai 1951. Nr. VIII 1229/31. 

Die Sahl der wöchentlichen Pflichtſtunden beträgt: 

1. für Lehrer (Ln.) an Volksſchulen, für Fachlehrer ſowie techn. 
L. und Ln. an Mittelſchulen grundſätzlich 52, bei den Klaſſenlehre⸗ 
rinnen, deren Pflichtſtunden und Einkommen nach 5 8 Lehrerbeſol⸗ 
dungsgeſ. vom 28. Juni 1928 um ein Hehntel gekürzt ſind, 29, 

2. für Lehrer und Lehrerinnen an Mittelſchulen, Hilfsſchulen 
und Hilfsfchulflaffen, Sprachheilklaſſen und Förderklaſſen grundſätz⸗ 
lich 50, 

bei den Klaſſenln. dieſer Schulen und Ulaſſen im Falle der 
Kürzung um ein Zehntel, 27. 

Die Sahl der wöchentlichen Unterrichtsſtunden der Rektoren wird 
im Einzelfalle beſtimmt, ſie beträgt an größeren Schulen grund⸗ 
ſätzlich 18. 

Soweit darnach an den Schulen Pflichtſtunden verfügbar ſind, 
ſollen fie „zur Hebung der Leiſtungen der Volks- und Mittelſchulen 
durch Einrichtung von Arbeitsgemeinſchaften und Kurfen verwandt 
werden, in denen die Kinder im Erwerb und Gebrauch ihrer Kennt- 
niſſe und Fertigkeiten unterſtützt, gefördert und ſicher werden und 
Gelegenheit geboten wird, Wiſſen und Technik ſelbſtändig anzu⸗ 
wenden“. 

N Lippe. 

Arbeitsgemeinſchaften zur Lehrerfortbildung. 
Oberſchulbehörde vom 21. April 1951. 

Der Erlaß geht davon aus, daß die Beteiligung an den Arbeits- 
gemeinſchaften zur Lehrerfortbildung im Laufe der letzten Jahre ſtark 
zurückgegangen iſt und ſucht die Urſache dafür in einer zu engen 
Auslegung der vom Landespräſidium erlaſſenen Richtlinien für die 
Arbeitsgemeinſchaften (Lippiſche Geſetz-Sammlung 1921 S. 544), 
ſowie in einer zu einſeitigen Einfiellung auf die Intereſſen derjenigen 
Lehrkräfte, die noch vor der 2. Lehrerprüfung ſtehen. Um den für 
die Geſamtleiſtung der Dolksſchulen außerordentlich wichtigen 
Arbeitsgemeinſchaften neue Antriebe zu geben, weiſt die OGberſchul⸗ 
behörde im Einvernehmen mit dem Vorſtand der Arbeitsgemein- 
ſchaften auf die große Bewegungsfreiheit hin, die die erwähnten 
Richtlinien gewähren. Außer den bisher üblichen Devanftaltungen 
ſollen künftig auch alle im größeren Rahmen aufgezogenen Weiter⸗ 
bildungsveranſtaltungen in engſter Beziehung zu den Arbeitsgemein⸗ 
ſchaften ſtehen und im Sinne des Abſchnitts C der Richtlinien als 
Tagungen der Arbeitsgemeinſchaften angerechnet werden, mag es ſich 
im Einzelfall um Portragsreihen, Fortbildungslehrgänge, Unterrichts» 
beſuche oder andersartige Veranſtaltungen handeln. N 

Die Arbeitsgemeinſchaften ſollen auf dieſe Weiſe zeitlich entlaſtet 
und in die Lage verſetzt werden, ihre beſonderen Arbeiten eigen⸗ 
geſetzlich zu geſtalten. Im Einvernehmen mit dem Vorſtand der 
Arbeitsgemeinſchaften ſieht die M. Sch. B. zunächſt davon ab, an dem 
Nachweis der Beteiligung an einer beſtimmten Zahl von Tagungen 
der Arbeitsgemeinſchaften als Vorausſetzung für die Zulaſſung zur 
2. Lehrerprüfung feſtzuhalten, ſie erwartet vielmehr von jedem Lehrer, 
der ſich zur Ablegung der 2. Prüfung meldet, einen ausführlichen 
Bericht über ſeine Weiterbildung, auf Grund deſſen über die Zu⸗ 
lafiung zur Prüfung entſchieden werden ſoll. 

Die „Richtlinien“, die unterm 3. Auguſt 1921 erlaſſen find, 
beſtimmen in ihren weſentlichen Teilen folgendes: 

A. Aufbau. J. Die Arbeitsgemeinſchaften entſtehen durch 
freien Suſammenſchluß. Wer die Seminarentlaſſungsprüfung be⸗ 
ſtanden hat, iſt zur Teilnahme berechtigt. II. Die Teilnehmer wählen 
den Leiter und ſeinen Stellvertreter und entſenden 2 Mitglieder in 
die Vertreterverſammlung der Arbeitsgemeinſchaften. III. Die Ver⸗ 
treterverſammlung ſtellt die Verbindung zwiſchen den einzelnen 
Arbeitsgemeinſchaften her und gewährleiſtet eine genügende Einheit⸗ 
lichkeit. Sie wählt auf Zeit drei Mitglieder in den Vorſtand der 
Arbeitsgemeinſchaften. IV. Der Dorftand der Arbeitsgemeinſchaften 
beſteht aus drei Mitgliedern der Arbeitsgemeinſchaften, aus drei 
Vertretern des Landeslehrerausſchuſſes, drei Vertretern der Schul⸗ 
verwaltung und der Schulaufſicht. Er trifft alle Maßnahmen, die 
der Förderung der Arbeitsgemeinſchaften dienen. 

B. Lehrplan und Arbeitsweiſe. I Jede Arbeits⸗ 
gemeinſchaft beſtimmt die Gegenſtände ihrer Arbeit ſelbſt im Rahmen 
der vom Dorſtande der Arbeitsgemeinſchaften aufgeſtellten Richt⸗ 
linien. II. . . . Dorträge, Berichte, freie Beſprechungen, Bearbeitung 
ſelbſtgewählter Aufgaben, gemeinſchaftliche Löſung von Aufgaben 
aus der Unterrichtstätigkeit und der pädagogiſchen Wiſſenſchaft 
treten in den Vordergrund. ... III. Die Beſichtigung von Schulen, 


Erl. d. Lipp. 


Beſuche von Unterrichtsſtunden, Derfuche in Lehrproben und Be⸗ 
ſprechungen darüber ſind in möglichſt enge Verbindung mit 
erziehungswiſſenſchaftlichen Frageſtellungen zu bringen. Die Arbeits- 
gemeinſchaften haben auf ſchulpraktiſchem Gebiet die Aufgabe, die 
Unterrichtskunſt über die bisherige hauptſächlich fragende Lehrweiſe 
hinaus zu einer Verwirklichung der Arbeitsſchule, namentlich im 
geiſtigen Sinne, fortzubilden. 

C. Arbeitszeit. Die Arbeitsgemeinſchaften haben jährlich 
mindeſtens 20 Sitzungen von mehreren Stunden. 

D. Koſtendeckung. Die Kojten der Arbeitsgemeinſchaften 
haben die Teilnehmer durch Beiträge zu decken, ſofern nicht in 
beſonderen Fällen ſtatliche Zuſchüſſe erfolgen können. 

E. Beziehung zwiſchen der Arbeitsgemein- 
ſchaft und der unwiderruflichen Anſtellung. 
I. Lehrer (innen), die drei Jahre regelmäßig an einer Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft teilgenommen haben, und mindeſtens zwei Jahre im Amte 
ſtehen, erwerben ihre Anſtellungsfähigkeit durch eine Prüſung, die 
mit der Arbeitsgemeinſchaft in Beziehung ſteht. Für Ausnahmen iſt 
die Genehmigung der Oberſchulbehörde erforderlich, II. Durch die 
Prüfung iſt feſtzuſtellen, ob der Lehrer in genügender Weiſe an ſeiner 
Fortbildung gearbeitet hat. III. . .. IV. Wer den Anforderungen 
der Prüfung nicht genügt, kann ſich nach 6 Monaten einer neuen 
Prüfung unterziehen. V. . .. VI. Für die nicht an den Arbeits⸗ 
gemeinſchaften teilnehmenden Lehrkräfte gelten die Beſtimmungen der 
Prüfungsordnung vom 17. April 1916 (C.⸗B. Bd. 26 S. 348 ff.). 
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Enkſchei dungen. 


Keligisſe Kindererziehung während beſtehender Ehe, Entſch. 
des UG. v. 5. Juni 1951, 14a X. 495/81. (Mitget. v. Dr. Beuſter i. 
Dtſch. Jur.⸗Ftg. 1951, 16.) 

Der § 2 Abſ. 2 des Ref, über die rel. Kindererziehung vom 
15. Juli 1921, wonach bei beſtehender Ehe von keinem Elternteil 
ohne Zuſtimmung des andern beſtimmt werden kann, daß das Kind 
in einem anderen Bekenntnis als bisher erzogen werden ſoll, greift 
nur Platz, wenn die bisherige religiöſe Erziehung des Kindes dem 
Willen des Beſtimmungsberechtigten entſprochen hat, nicht aber, 
wenn ſie gegen deſſen Willen erfolgt iſt. — Eine Beſtimmung des 
religiöſen Bekenntniſſes des Kindes liegt nicht ſchon dann vor, wenn 
deſſen Erziehung in den Lehren eines beſtimmten Bekenntniſſes von 
dem Beſtimmungsberechtigten ſtillſchweigend geduldet worden iſt. Sie 
ſetzt vielmehr voraus, daß dieſer den Willen, das Kind in einer be⸗ 
ſtimmten Religion erziehen zu laſſen, erkennbar betätigt hat. 

Beſoldungsaufbeſſerung und Ruhegehalt. Urt. d. Reichsger, v. 
1. April 1950 — III 175/29. 

Ruheſtandsbeamte des Reiches und Preußens haben keinen An⸗ 
ſpruch, ohne weiteres an den Beſoldungsaufbeſſerungen der aktiven 
Beamten teilzunehmen. 


Verſchweigung von Schulden in einer Erklärung unter Dienſteid. 
Entſch. d. Reichsdifziplinarhofs v. 18. März 1951, F. 146/50. (Mit⸗ 
geteilt v. Dr. Schwalb i. Dtſch. Jur.⸗Ftg. 1951, 1/18.) 

Ein Beamter, der bei einer dienſtlich von ihm geforderten Er⸗ 
klärung über feinen Schuldenſtand erhebliche Beträge verſchweigt und 
die Erklärung unter Berufung auf ſeinen Dienſteid bekräftigt, iſt, 
auch wenn dieſe Schulden nicht auf leichtfertiger Wirtſchaft beruhen, 
jedenfalls dann mit Dienſtenlaſſung zu beſtrafen, wenn er ſchon mehr⸗ 
fach wegen leichtfertigen Schuldenmachens und unwahrer Angaben 
über ſeine Schulden beſtraft worden war und ein auskömmliches 
Gehalt bezog. 

Wiederaufnahme im Diſziplinarverfahren. 
Diſziplinarhofs v. 15. Mai 1928. 

Art. 129 Abſ. 5 Satz I RV. iſt lediglich ein Programmſatz. Im 
Reichsdienſtſtrafrecht iſt zur Zeit ein Wiederaufnahmeverfahren nicht 
zuläſſig. 

Impfpflicht. Urt. d. OGb.⸗Landesger. Dresden v. 11. Februar 
1950 — 2 O Sta 171/29. 

Die Beſtrafung wegen Impfhinterziehung iſt für jede Impf⸗ 
periode nur einmal zuläſſig. Impfperiode iſt das Kalenderjahr. 


Verſchiedenes. 


Geändertes Beamtengeſetz in Baden. — Im Amtsblatt des 
Badiſchen Min. des Kultus u. Unterrichts wird das Badiſche Be⸗ 
amtengeſetz, das durch Geſetz vom 15. Februar 1951 abgeändert 
worden iſt (Geſetz⸗ und Verordnungsblatt 1951, S. 40), in der feit 
dem 1. April 1951 ab gültigen Faſſung veröffentlicht. 


Beſchl. d. Reichs- 


Das Geſetz zerfällt in acht Abſchnitte: 
Beſtimmungen: Begriff des Beamten. 
Vom Staatsminiſterium angeſtellte Beamte. 
laſſung. Verſetzung. 


1. Allgemeine 
Planmäßige Beamte. 
Anſtellung und Ent⸗ 


Freiwilliger Dienſtaustritt. — 2. Die 
Pflichten der Beamten: Allgemeine Dienſt⸗ und Amts⸗ 
pflicht. Beeidigung. Amtsgeheimnis. Verbot der Abgabe außer⸗ 


gerichtlicher Gutachten. Verehelichung. Nebenämter und Veben⸗ 
beſchäftigungen. Beamte als Mitglieder des Aufſichtsrats in Unter⸗ 
nehmungen des Staates. Auszeichnungen. Urlaub. Pflichten der 
im Ruheſtand befindlichen Beamten. — 3. Das Dienſteinkommen der 
Beamten. — 4. Die Verſetzung in den Ruheſtand. — 5. Die Binter- 
bliebenenverſorgung. — 6. Sonſtige Beſtimmungen über die ver⸗ 
mögensrechtlichen Dienſtanſprüche der Beamten und ihrer Hinter- 
bliebenen ſowie über die Verfolgung von Rechtsanſprüchen des 
Staates gegen die Beamten. — 7. Die Dienſtpolizei (Diſziplinar⸗ 
recht). — 8. Beſondere Beſtimmungen für einige Arien von Bes 
amten und Amtsſtellungen. 

Das Geſetz bedeutet keine grundſätzliche Reform, es bringt nur 
Teiländerungen, die ſich an die Vorſchläge des Entwurfs einer 
Reichsdienſtſtrafordnung und an das neue württ. Beamtengeſetz an⸗ 
lehnen. Für das förmliche Dienſtſtrafverfahren wird eine Neugeſtaltung 
der zur Entſch. über Dienſtvergehen zuſtändigen Inſtanzen herbei⸗ 
geführt, Sur Verhängung der Strafverſetzung und Dienſtentlaſſung 
ſind für alle badiſchen nichtrichterlichen Staatsbeamten im 
1. Rechtszug zuſtändig die Dienſtſtrafkammern, im 2. Rechtszug der 
Dienſtſtrafhof. Es werden vier Dienſtſtrafkammern gebildet, jede 
beſteht aus ſieben Mitgliedern einſchl. des Dorſitzenden, der 
Diſziplinarhof aus neun Mitgliedern. Neben den Mitgliedern, die 
ein Richteramt bekleiden, werden nichtrichterliche Beamte beteiligt. 
Die Dienſtſtrafkammer entſcheidet in mündlicher Verhandlung in 
Zeſetzung von fünf Mitgliedern; der Vorſitzende und ein Beiſitzer 
müſſen zu den richterlichen Mitgliedern gehören, von den weiteren 
muß in mündlicher Verhandlung je einer Beamter des höheren, 
mittleren und unteren Dienftes fein. Der Dienſtſtrafhof entſcheidek 
in mündlicher Verhandlung ebenfalls in der Beſetzung von fünf 
Mitgliedern; der Vorſitzende und zwei Beiſitzer müſſen Richter ſein, 
von den nichtrichterlichen Mitgliedern ſoll eines der Laufbahn des 
Angeſchuldigten oder einer verwandten Laufbahn angebören. — Auch 
gegen Grdnungſtrafen, die das Staatsminiſterium verhängt hat, iſt 
Beſchwerde an den Dienſtſtrafhof zuläſſig. Wiederaufnahme des 
Verfahrens wird allgemein zugelaſſen. 

Die Beſtimmungen über Kautionsleiſtungen von Beamten ſind 
beſeitigt worden. Verſetzung in ein Amt von geringerem Range iſt 
nicht mehr zuläſſig. Die Vorſchriften des Reichsbeamtengeſetzes über 
die Pflichten der Beamten gegenüber der republikaniſchen Verfaſſung 
des Reichs und der Länder fanden ſinngemäß Anwendung. 


Aus Seitſchriften. Der Eid auf die Derfaffung (Dorbrodt). Der 
Schulverband 1951, 8. — Verfaſſungsgerichtsbarkeit des Staats- 
oerichtshofs (Dr. Lammers). Staats- und Selbſtverwaltung 1951, 
13. — Das Verhältnis der Reichs⸗ zur Landesgeſetzgebung auf dem 
Gebiete des Berufsſchulweſens (Günther). Der Schulverband 1931, 
8, 9. — Das Volksſchulunterhaltungsgeſetz (W. Vorbrodt). Der 
Schulverband 1931, 7/8. — Das badiſche Notgeſetz. Allg. D. Lehrer⸗ 
zeitung 1951, 23. — 

Um Preußens Diſziplinarrecht. Recht und Leben, Beil. d. Doff. 
Seitung 1951, 51. — Grundſätzliches über die Rechtſprechung zu den 
Ruhensvorſchriften der Penſions⸗ und Derſorgungsgeſetze (Haber⸗ 
land). Jur. Kundſchau 1951, 14/15. — Unſere Anwärter im Be⸗ 
amtenrecht und in der Sozialverſicherung (Dr. Groß). Deutſche Han⸗ 


delsſchul⸗Warte 1951, 16. — Die Feuerlöſchpflicht der Beamten 
(Dr. Pariſius). Reichsverwaltungsbl. 1951, 543. — 
Empfiehlt es ſich, die Entſcheidung über Staatshaftungs⸗ 


anſprüche (Art. 151 Rb.) an Stelle der ordentlichen Gerichte den 
Derwaltungsgerichten zu übertragen? (Hagemann). Reichsverwal⸗ 
tungsblatt u. Pr. Verw. Bl. 1951, 55. — Die Grenzen für den Aus⸗ 
ſchluß der Staatshaftung (Dr. Hölk). Reichsverwaltungsbl. 1951, 
54. — 

Aufwendungen an Dienſtwohnungen und Dienſtländereien 
(Friedrichs). Der Schulverband 1951, 7. — Ablöſung der Natural⸗ 
bezüge. Ebd. — Oeffentliche Laſten und Abgaben bei Volksſchul⸗ 
lehrerdienſtwohnungen in Preußen (Calinich). Der Schulverband 
1951, 9. — Bürgerſteuer und Kommunalfteuerprivileg der Beamten 
(Neumann). Staats- und Selbfiverwaltung 1951, 16. — 

Wiederaufnahmeverfahren und Entſchädigung für unſchuldig 
Verurteilte (Dr. Schwarz). Dtſch. Jur.⸗Stg. 1951, 17/18. 
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